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Ämtsblatt

der

Königlichen Regierung zu Düsseldorf.
Stück 38. Jahrgang 188V.
»5V 810. Privilegium
wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Anleihe¬

scheine der Stadt M.-Gladbach, im Betrage von 1,950,000
Mark vom 6. August 1880.

Wir Wilhelm,
von Gottes Gnaden König von Preußen zc.

Nachdem die Stadtverordneten-Versammlung zu M.-

Gladbach am 16. Februar und am 30. März 1880

beschloss» hat, die zur Umwandlung der noch bestehenden

fünfprozentigen Anleihescheine erster und zweiter Emission

in vier ein halb prozentige, ferner zur Tilgung der bei

der Rheinischen Provinzial-Hülfskasse ausgenommenen

Darlehen und zur Ausführung verschiedener gemein¬

nütziger Unternehmungen erforderlichen Mittel im Wege
der Anleihe zu beschaffen, wollen Wir auf den Antrag
der Stadtverordneten-Versammlung:

zu diesem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit
Zinsscheinen versehene, Seitens der Gläubiger unkünd¬

bare Anleihescheine im Betrage von 1,950,0!)0 Mark

ausstellen zu dürfen,

da sich hiergegen weder im Interesse der Gläubiger

uoch der Schuldner Etwas zu erinnern gefunden hat —

gemäß H. 2 des Gesetzes vom 17. Juni 1833 zur Aus¬

stellung von Anleihescheinen znm Betrage von 300, 500
und 2000 Mark, in Buchstaben : Dreihundert, Fünfhundert

und Zweitausend Mark, welche in folgenden Abschnitten:
775,500 M. zu 300 M.

374,500 „ „ 500 „800,000 „ „ 2000 „

Zusammen 1,950,000 Mark

nach dem anliegenden Muster auszufertigen resp, in

Bezug auf die vorhandenen Anleihescheine durch Abstem-

pelnng in neue zu verwandeln, mit vier ein halb Procent

zu verzinsen und nach dem festgestellten Tilgungsplane

mittelst Verloosnng jährlich vom ?. Januar 1882 ab

mit Ein ein zehntel Procent des Kapitals nnter Zuwachs

der Zinsen, von den getilgten Schuldverschreibungen zu

tilgen sind — durch gegenwärtiges Privilegium Unsere

landesherrliche Genehmigung ertheilen. Die Ertheilnng

erfolgt mit der rechtlichen Wirkung, daß ein jeder Inhaber

dieser Anleihescheine die daraus hervorgegangenen Rechte

geltenden machen befugt ist, ohne zu dem Nachweise

der Uebertragung des Eigenthums verpflichtet zu sein.

Zur Leitung der Geschäfte, welche die Ausstellung,

Verzinsung und Tilgung der Anleihe betreffen, wird

Ausgegeben zu Düsseldorf am 11. September 1830.

von der Stadtverordneten-Versammlung eine Schuldeu-

tilguugs-Kommission gewählt, welche für die Befolgung
der Bestimmungen des gegenwärtigen Privilegiums ver¬

antwortlich nnd zu dem Ende von der Regierung zu
Düsseldorf in Eid und Pflicht zu nehmen ist. Dieselbe
soll ans drei Mitgliedern bestehen, von denen eins aus

der Stadtverordneten-Versammlung und die beiden andern

aus der Bürgerschaft zu wählen sind.

Durch vorstehendes Privilegium, welches Wir vorbe¬

haltlich der Rechte Dritter ertheilen, wird für die Befrie¬

digung der Inhaber der Anleihescheine eine Gewähr¬
leistung Seitens des Staates nicht übernommen.

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unter¬

schrift und beigedrucktem Königlichen Jnsiegel.

Gegeben Bad Gastein, den 6. August 1880.

gez. : Wilhelm,

ggez.: Gs. Eulenbur^g. Maybach. Bitter.

Rheinprovinz. Regierungsbezirk Düsseldorf.
(Stadtsiegel.)

Anleiheschein

der Stadt M.-Gladbach te Ausgabe

Buchstabe . . Nr. . . über .... Mark Reichswährung.

Ausgefertigt gemäß des landesherrlichen Privilegiums

vom 6. August 1880 (Amtsblatt der Königlichen Regierung
zu Düsseldorf vom . . ten .... 188 Nr. . . Seite . .

und Ges.-Samml, für 188 Seite . . laufende Nr. . . .).

Die Unterzeichneten beurkunden und bekennen Pch

Namens der Stadt M.-Gladbach durch diese, für jeden
Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers unkündbare

Verfchreibnng zu einer Darlehnfchnld von ... Mark,

welche an die Stadt baar gezahlt worden uud mit 4^/2

vom Hundert jährlich zu verzinsen ist.

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 1,950,000

Mark erfolgt nach Maßgabe des genehmigten Tilgungs¬

planes mittelst Verloofung der Anleihescheine in den

Jahren 1882 bis spätestens 1918 einschließlich aus einem

Tilguugsstocke, welcher mit wenigstens Einem und einem

zehntel Prozent des Kapitals jährlich nnter Zuwachs

der Zinsen von den getilgten Schuldverschreibungen uud
der etwaigen Ueberschüsse des Wasserwerks und des

Schlachthauses gebildet wird. Die Ausloosung geschieht

in dem Monate August jeden Jahres. Der Stadt bleibt

jedoch das Recht vorbehalten, den Tilguugsstock zu ver¬

stärken, oder auch sämmtliche noch im Umlaufe befind¬

liche Anleihescheine auf einmal zu kündigen.



Die durch die verstärkte Tilgung ersparten Zinsen
wachsen ebenfalls dem Tilgungsstocke zu.

Die ausgeloosten, sowie die gekündigten Schuldver¬
schreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchstaben,
Nummern und Beträge, sowie des Termins,an welchem
die Rückzahlung erfolgen soll, öffentlich bekannt gemacht.
Diese Bekanntmachung erfolgt sechs, drei, zwei und einen
Monat vor dem Zahlungsterminein dem Deutschen
Reichs- und Preußischen Staats-Anzeiger,dem Amts¬
blatt der Königlichen Regierung zu Düsseldorf, der
Kölnischen Zeitung und in den Gladbacher Zeitungen.
Geht eines dieser Blätter ein, so wird an dessen Statt
von der Stadt mit Genehmigungdes Königlichen Regie-
rungs - Präsidenten zu Düsseldorf ein anderes Blatt
bestimmt. Bis zu dem Tage, wo solchergestaltdas
Kapital zu entrichten ist, wird es in halbjährigen Ter¬
minen, am 2. Jannar und am 1. Juli, von heute an
gerechnet, mit 4^/? Prozent jährlich verzinset.

Die Auszahlung der Zinsen und des Kapitals erfolgt
gegen bloße Rückgabe der fällig gewordenen Zinsscheine,
bezw. dieser Schuldverschreibung bei der Kommunalkasse
zu M.-Gladbach, und zwar auch in der nach dem Ein¬
tritts des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. Mit der
zur Empfangnahme des Kapitals eingereichten Schuld¬
verschreibung sind auch die dazu gehörigenZinsscheine
der späteren Fälligkeitsterminezurückzulieseru.Für die
fehlenden Zinsscheinewird der Betrag vom Kapital
abgezogen.Die gekündigten Kapitalbeträge,welche inner¬
halb dreißig Jahren nach dem Rückzahlungstermine nicht
erhoben werden, sowie die innerhalbvier Jahren nach
Ablauf des Kalenderjahres, in welchem sie fällig geworden,
nicht erhobenen Zinsen verjähren zu Gunsten der Stadt.
Das Aufgebot und die Kraftloserklärungverlorener oder
vernichteterSchuldverschreibungen erfolgt nach Vorschrift
der ZK. 838 und ff. der Civilprozeß-Ordnung für das
Deutsche Reich vom 30. Januar 1877 (Reichs-Ges.-Bl.
Seite 83) bezw. nach Z. 20 des Ausführungsgesetzeszur
Deutschen Civilprozeß-Ordnung vom 24. März 1879
(Ges.-Bl. Seite 281).

Zinsscheine können weder aufgeboten, noch für kraftlos
erklärt werden. Doch soll demjenigen, welcher den Verlust
von Ziusscheiuen vor Ablauf der vierjährigen Ver¬
jährungsfristbei der Stadt anmeldet und den statt¬
gehabten Besitz der Ziusscheiue durch Vorzeigung der
Schuldverschreibungoder sonst in glaubhafter Weise
darthut, nach Ablauf der Verjährungsfrist der Betrag
der angemeldetenund bis dahin nicht vorgekommenen
Zinsscheinegegen Quittung ausgezahlt werden. — Mit
dieser Schuldverschreibungsind halbjährige Zinsscheine
bis zum Schlüsse des Jahres . . . ausgegeben,die
ferneren Zinsscheine werden für fünfjährige Zeiträume
ausgegeben werden. Die Ausgabe einer neuen Reihe
von Ziusscheiuen erfolgt bei der Kommunalkassein
M.-Gladbach gegen Ablieferung der, der älteren Zinsschein¬
reihe beigedruckten Anweisung.Beim Verluste der An¬
weisung erfolgt die Aushändigung der neuen Zinsschein¬
reihe an den Inhaber der Schuldverschreibung,sofern
deren Vorzeigung rechtzeitig geschehen ist. Zur Sicher¬
heit der hierdurch eingegangenenVerpflichtungenhaftet

die Stadt mit ihrem Vermögen und mit ihrer Steuer¬
kraft.

Dessen zu Urkunde haben wir diese Ausfertigung mit
unserer Unterschrift ertheilt.

M.-Gladbach, den . > .ten 188
Der Bürgermeister.

(Unterschrift.)
Die städtische Schuldentilgungs-Commission.

(Unterschrift.)
Der Stadtkassenrendant.

(Unterschrift.)
Rheinprovinz. RegierungsbezirkDüsseldorf.

Zinsschein
Reihe

zu der Schuldverschreibung der Stadt M.-Gladbach ...te
Ausgabe Buchstabe . . . Nr. . . . über . . . . M. zu

. . . Prozent Zinsen über . . . . M. . . Psg.
Der Inhaber dieses Zinsscheines empfängt gegen dessen

Rückgabe in der Zeit vom ... ten Januar (bezw.) 1.
Juli 18 . . . ab die Zinsen der vorbenannten Schuld¬
verschreibung für das Halbjahr vom ... ten bis ... ten
... mit .... M. .. . Pf., bei der Communalkasse
zu M.-Gladbach.

M.-Gladbach, den . . . ten 18
Der Bürgermeister.

Die städtische Schuldentilgungs-Commission.
(Facsimile der Unterschriften )

Der Stadtkassenrendant.
(Unterschrift.)

Dieser Zinsschein ist ungültig, wenn dessen Geldbetrag
nicht innerhalb vier Jahren nach Ablauf des Kalender¬
jahres der Fälligkeit erhoben wird.
Rheinprovinz. RegierungsbezirkDüsseldorf.

Anweisung
zum Anleiheschein der Stadt M.-Gladbach . . . te Aus¬

gabe, Buchstabe Nr. . . . über . . . . M.
Der Inhaber dieser Anweisungempfängt gegen deren

Rückgabe zu der obigen Schuldverschreibung die . . . te
Reihe von Zinsscheinen für die fünf Jahre 18 . . . bis
18 ... beider Communalkassezu M.-Gladbach,sofern nicht
rechtzeitig von dem als solchen sich ausweisenden Inhaber
der Schuldverschreibungdagegen Widerspruch erhoben
wird.

M.-Gladbach, den ... ten 188
Der Bürgermeister.

Die städtische Schuldentilgungs-Commission.
(Facsimile der Unterschriften).

Der Stadtkassenrendant.
(Unterschrift.)

Verordnungen n. Bekanntmachungen
der Central-Behörden.

S5t 8ii. Uebereinkommet»
zwischen Deutschlandund Frankreich,betreffend die Ein¬
ziehung von Quittungen, Rechnungen, Anweisungen,

Wechseln u. s. w. mittels Postauftrags.
Die Regierung Seiner Majestät des Deutschen Kaisers,



Königs von Preußen, im Namen des Deutschen Reichs,
und die Regierungder Französischen Republik, in der
Absicht, den PostVerkehrzwischen den beiden Ländern
auf die Einziehung von Quittungen,Rechnungen, An¬
weisungen, Wechseln u> s. w. mittels Postanstrags aus¬
zudehnen, haben, von der ihnen durch die Artikel 13
und IS des unterm 1. Juni 1878 in Paris abgeschlossenen
Weltpostvertrages und durch Artikel 6 des am 4. Juni
1878 in Paris abgeschlossenenUebereinkommens, betreffend
den Austausch von Postanweisungen, eingeräumten Be-
sugniß Gebrauch machend, folgende Festsetzungen vereinbart.

Art. 1. Die Einwohner der beiden vertragschließenden
Länder können im Wege des „Postauftrags" die Einziehung
von Quittungen, Rechnungen, Anweisungen, Wechseln,
sowie überhaupt von allen Handels- und sonstigen Werth-
Papieren, welche, sei es in Deutschland, oder in Frank¬
reich und Algerien, ohne Kosten zahlbar sind und
im Einzelnenden Betrag von 400 Mark oder 500
Franken nicht übersteigen, bewirken lassen.

Die PostVerwaltungen beider Länder können indeß
später im gemeinsamen Einverständnissediesen Meist¬
betrag erhöhen und es übernehmen, Handelspapiere
protestiren zu lassen.

Art. 2. Die mittels Postauftrags einzuziehenden
Beträge müssen auf die Währung des mit der Einziehung
beauftragten Landes lauten.

Art. 3. Eine theilweise Einlösung ist nicht statthaft.
Die Anlagen des Postauftrags müssen gleichzeitigein¬
gelöst werden.

Art. 4. Die Uebersendung des Postauftrags erfolgt
mittels Einschreibbriefs.Der Brief ist vom Absender
unmittelbaran die Postanstalt zu richten, welche die
Einziehung der Beträge bewirken soll.

Ein und dieselbe Auftragssendung darf nur solche
Anlagen enthalten, deren Einziehung durch ein und
dieselbe Postanstalt bei ein und deniselben Schuldner zu
erfolgen hat, und zwar zu Gunsten ein und desselben
Absenders.

Art. 5. Für einen in Gemäßheit des vorhergehenden
Artikels 4 an eine Postanstaltabgesandten Einschreibbrief
wird nur eine feste Taxe von 20 Pfennig in Deutschland
und von 25 Centimes in Frankreich und Algerien erhoben.

Die Entrichtung dieser Taxe hat durch den Absender
des Postanftrages, und zwar in Postwerthzeichendes
Ursprungslandes zu erfolgen. Die Taxe verbleibt un¬
geteilt der PostVerwaltungdieses Landes.

Art. 6. Die mit der Einziehung beauftragte Post-
verwaltungbringt von dem Betrage des Postauftrages
im Falle der Annahme vorweg eine Gebühr in Abzug,
welche wie folgt, berechnet wird:

in Deutschlandmit 10 Pfennig für je 20 Mark oder
einen Theil von 20 Mark, jedoch nicht mehr als
40 Pfennig;

in Frankreich mit 10 Centimes für je 20 Francs oder
einen Theil von 20 Francs, jedoch nicht mehr als
50 Centimes.

Der Erlös dieser Gebühr bildet keinen Gegenstand
der Abrechnung zwischen den beiden Verwaltungen.

Art. 7. Der nach Artikel K verbleibende Betrag wird,
nachdem ferner die im Artikel 3 des Uebereinkommens
vom 4. Juni 1878 festgesetzte Postanweisuugs-Gebühr
davon in Abzug gebracht worden ist, dem Auftraggeber
von der einziehendenPostanstalt durch Postanweisung
übermittelt.

Die PostVerwaltungen der beiden vertragschließenden
Länder können später, im gemeinsamen Einverständnisse,
diejenigen Taxen und Gebühren abändern,welche in
Gemäßheit des gegenwärtigenArtikels und der vorher¬
gehenden Artikel 5 nnd 6 zur Erhebung gelangen.

Art. 8. Diejenigen Postausträge,welche nicht ange¬
nommen worden sind, werden kostenfrei an den Einlieferer
zurückgesandt, ohne daß die mit der Einziehungbeauf¬
tragte PostVerwaltungzu irgend einer Maßnahme behufs
der Aufbewahrung oder behufs Aufklärung der Nichtein¬
lösung verpflichtet ist.

Art. 9. Im Falle des Verlustes eines einen Post-
austrag enthaltenden Einschreibbriefes erhält der Ein¬
lieferer, den Fall höherer Gewalt ausgenommen, eine
Entschädigungvon Fünfzig Franken, unter den im Artikel
6 des Vertrages vom 1. Juni 1878 festgesetzten Be¬
dingungen.

Im Falle des Verlustes eingezogenerGeldbeträge ist
diejenige Verwaltung, welche die Einziehung bewirkt
hat, zur Erstattung der verloren gegangenen Summen
zum vollen Betrage verpflichtet.

Art. 10. Die Verwaltungenübernehmen keinerlei
Verbindlichkeitfür Verzögerungen in der Uebersendung
von Einschreibbriefenmit Postaufträgeneben so wenig
als für Verzögerungender Postausträge selbst, sowie der
Postanweisungen, welche zur Uebermittelungder Geld¬
beträge dienen.

Art. 11. Das gegenwärtigeUebereinkommen berührt
in keiner Weise die innere Gesetzgebungder beiden Länder in
allem, was durch das gegenwärtige Uebereinkommen
nicht vorgesehen ist, und namentlich was die bei Han¬
delspapieren in Anwendung zu bringendenStempel¬
gebühren betrifft.

Art. t 2. Jeder der beiden Verwaltungensteht das Recht
zu, das Postauftragsverfahrenunter außergewöhnlichen Ver¬
hältnissen, welche eine solche Maßnahme zu rechtfertigen
geeignet sind, vorübergehend aufzuheben, jedoch unter
der Bedingung, daß die andere Verwaltung unverzüglich,
nöthigen Falls auf telegraphischemWege, davon in
Kenntniß gesetzt werde.

Art. 13. Aus diejenigenPostanweisungen, welche in
Gemäßheit des vorhergehenden Artikels 7 zur Uebermitte¬
lung der auf Postaufträgen eingezogenen Beträge abgesandt
werden, finden die Bestimmungen des Uebereinkommensvom
4. Juni 1878 Anwendung,sofern dieselben nicht mit
den Festsetzungendes gegenwärtigen Uebereinkommens
im Wiederspruch stehen.

Art. 14. Alle Postanstalten Deutschlands und Frank¬
reichs können an dem Auftragsverfahren Theil nehmen.

Die beiderseitigen Verwaltungen werden im gemein¬
samen Einverständnissedie Form der Einlieferung und
der Uebersendungder Postausträge, jsowie alle weiteren
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gut Mittel gering gut mittel gering gut Mittel gering gut Mittel gering Weizen Roggen Gerste Hafer

Es kosten 100 Kilogramm

1 Barmen 25 — 24 — 23!— 22 — 21.— 20 —17—16 —15— 18 — 18 ö0 17 50

2 Cleve 24 81 24 49 24-03 18 29 17 96 17 64 —16 65 15 93 15 34

3 Goch 23 84 23 56 23 28 17 90 17 58 17 26 16 62 16 27 15 92 14 75 14 25 13 75
4 Crefeld 22 25 21 25 —18 9017-75 21 75 20 25 17 25 16 25 —

5 Düsseldorf 23 15 ^— 2» 13 —! 19 17 20 —
6Benrath 23 30 22 30—!—19 32 18 32 — 1?!l2

7 Duisburg 23 63 22 50 2194 20 — 19 — 18 — 20 —16 — 14 75 16 5016 — 15 50

8 Elberfeld 23 75 22 75 2075 —!— 19 75 21 75 lg Zg 25

9 Essen 23 15 22 65 2215 19 35 18^85 18 35 16 25 15 75 15 25 17 25 16 75 16 25
10 Werden 22 88 21 88 2088 19 26 18 10 17 25 16 50 15 50 145017 19 16 19 15>19

11 Geldern 23 47 22 92 2236 18 20 17 73 17 25 16 5816!25 15 92 15 94 15 31 14/69

12 Kempen 22 23 — 18 22 — 20 11 16 33 !
13 Neuß 22 26 —^ — 18'51 gz !

14 Wesel 22^79 — —18 19 — 15 75 16 31

15 Solingen 21 50 — — 20^— 18 50 17 50 22 21 —16 50 14 —
16 Graefrath 25 ^ !— 21 50 17 18 — — —
17 Gladbach 22 47 20 91 18 57 17 21 16 25

18Moers 23^14—^ 17 41—! 16 20
19 Uedem —^— 23,06 ^—17 77 " 15 85

20 Xanten 22 13 — 17 97 16 33 —15 75 — j

21 Rheinberg 22 29 21 81 19 94 19 69 16^88 — — 18j— 15 13
22 Rees 22 78 22 31 2178>19 8118 8818 31 18^—^17 22 15 81 17>09 16 59 15 59

Dienstvorschriften festsetzen, welche erforderlich sind, nm

die Ausführung des gegenwärtigen Uebereinkommens
zu sichern.

Art. 15. Das gegenwärtige Uebereinkommen soll von

dein zwischen beiden Verwaltungen festzusetzenden Tage

ab zur Ausführung kommen, sobald die Veröffentlichung

des Uebereinkommens nach den besonderen Gesetzen
jedes der beiden Staaten erfolgt sein wird. Das

Uebereinkommen soll von Jahr zu Jahr so lange gültig
bleiben, bis einer der beiden vertragschließenden Theile

dem anderen, nnd zwar ein Jahr im vorans, die Absicht
angekündigt hat, das Uebereinkommen aufzuheben.

Während dieses letzten Jahres bleibt das Ueberein¬

kommen vollständig in Kraft, unbeschadet der Aufstellung

und Saldirung der Abrechnungen nach Ablauf des ge¬
dachten Zeitraums.

Art. 16. Das gegenwärtige Uebereinkommen soll rati-

fizirt, uud die Ratifikationen sobald als möglich ausge¬
wechselt werden.
«5«. 815.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten das
gegenwärtige Uebereinkommen unterzeichnet und mit dem
Abdruck ihrer Petschafte versehen.

So geschehen in doppelter Ausfertigung und gezeichnet
zu Paris, den 24. März 1880.

gez.: Hohenlohe.

gez.: C. de Freycinet.

Das vorstehende Uebereinkommen ist ratifizirt und vom

I.^Angilst ab zur Ausführung gebracht worden.
832. 812. Am 1. September d. I. wird die an der

Bahnstrecke Berlin— Lehrte zwischen den Stationen

Meinersen und Gifhorn belegene Personen-Haltestelle

Leiferde für den Eilgut- uud Stückgut-Verkehr eröffnet
werden.

Berlin, den 13. August 1880.

Reichs-Eisenbahn-Amt.

853. 813. Am 25. d. M> ist die zur iBergisch-Mär-

kischen Eisenbahn gehörige, 17,7 km lange Bahnstrecke
Bocholt—Winterswhk, welche auf der StationN a ch-

der Eonsumtibilien-Durchschnittspreise im Re¬

Namen

der

Notir-

ungs-
orte.

Ueberschlag der zu Markte
gebrachten Quantitäten

nach Gewichtsmengen
von 100 Kilogr.

17 21

17 77

19 69

16
2500

15520

20

3500! 900

4310

125

4

1920 1220 — 640
234 3S2 95
740 1370 155 200
164 80 28 53
560 115 125 120

Durchschnitts

preis für den

Verw.-Bezirk >22 761 ! >18 72

Anmerkung 1.

nur ein Preis nvtirt ist,' dieser) sowie' in Col. 9s.und 10 die Preise an

wie Elberfeld, Greveubroich wie Neuß, Rees wie Wesel.

Anmerkung 2. In Wesel kostete im August e. 1 Liter Milch 0,15
Düsseldorf, den 6. September 1880.

Bezüglich der Vergütung für die an Truppen im Monat August e. verabreichte Fourage geben

Die übrigen Kreise berechnen diese Vergütung

Mark, 1 Liter Essig 0,20 Mark, 1 Kilogr.
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Es kostet 1 Kilogramm
P. I P I P .I P .I P .I P .I P I MPiMP I P .IMP

Es kosten 100 Kilogramm
M.P.M.P IM.P.IM.PIMP >M.P,

für die betreffenden Kreise, mit Ausnahme von Rees, die gleichnamigen Notirungsorte in Col. 5 (mittel oder da, wo

wie folgt: Lennep wie Barmen, Düsseldorf (Land) wie Benrath, Mülheim a. d. Ruhr wie Duisburg, Mettmann

Nierenfett 1,20 Mark, 1 Kilogr. Schwarzbrod 0,21 Mark.
I. IV. 1369.

Bocholt an die Bahnstrecke nach Wesel anschließt, für

den allgemeinen Verkehr eröffnet worden.

Berlin, den 29. August 1880.
Reichs-Eisenbahn-Amt.

Verordnungen n. Bekanntmachungen
der Provinzial-Behörden.

834. 805. Die Wahl des Hülfspredigers Bernhard

Vorstius zum Pfarrer der evangelischen Gemeinde zu
Sterkrade ist von uns landesherrlich bestätigt worden.

Coblenz, den 1. September 1880.
Königliches Consistorinm. Nieden.

nen sind bis auf Weiteres durch die Königl. technische

Ober-Prüfungs-Commission auszuüben. Die Königliche

Regierung wolle diese Bestimmung zur Kenntniß der

Prüfungs-Eommission ihres Bezirks und des betheiligten

Publikums bringen.

Berlin, den 24. Angnst 1880.

Der Minister für Landwirthschaft, Domainen und Forsten.

Der Finanz-Minister. Der Minister der geistlichen, Un¬

terrichts und Medizinal-Angelegenheiten. Der Minister

für Handel und Gewerbe. Der Minister der
öffentlichen Arbeiten.

Verordnungen n. Bekanntmachungen
der Königlichen Reaiernng.

833. 809. Die nach den Vorschriften über die Prü¬

fung der öffentlich anzustellenden Feldmesser vom 2.

März 1871 der Königl. technischen Bau-Deputation hin-

sichts der Prüfung der Feldmesser übertragenen Functio-
Weisung

Vorstehender Erlaß wird hierdurch mit Bezug auf die

Prüfungs-Vorschriften vom 2. März 1871 l Amtsblatt

Nr. 1 Beilage pro 1872) und auf den Allerhöchsten

Erlaß vom 7. Mai 1880 (Ges.-S. 1880 pag. 261) zur

öffentlichen Kenntniß gebracht.

Düsseldorf, den 3. September 1880. 1.111.^.4061.

7.

Hülsenfrüchte.

Kartoffeln.

9.

Stroh.

10. 11.

Fleisch.

Rind
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857 800. Polizei-Verordnung
Nachdem die vom Bundesrathe unterm 12. Juni 1878

erlassene, in Nr. 24 des Centralblattes für das Deutsche

Reich und in der Extrabeilage zu Stück 29, Jahrgang

1878 des Amtsblattes der unterzeichneten Königlichen

Regierung, Seite 10 ff. publizirte Bahnordnung für

deutsche Eisenbahnen untergeordneter Bedeutung auch

auf der am 1. Juni d. I. eröffneten, dem Königlichen

Eisenbahn-Betriebsamte zu Essen unterstellten Theilstrecke

Caternberg-Oberhausen, der Eisenbahn von Oberhausen

nach der Zeche Carl in Kraft getreten ist, verordnen

wir, unter Aufhebung unserer, die Theilstrecke von Bahn¬

hof Caternberg bis zur Grenze des Regierungsbezirks

Düsseldorf, in der Nähe der Zeche Prosper 1 der Bahnlinie

Oberhausen-Carl betreffenden Polizei-Verordnung vom

22. Oktober 1879 I. III. k. 5289 (Amtsblatt Pro 1879

Stück 44 Nr. 1264), bezüglich der ganzen Bahnlinie

Oberhausen-Carl auf Grund der ZZ. 6 und 11 des Ge¬

setzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850

hiermit was folgt.

H. 1. Das Betreten des Planums der Bahn, der dazu

gehörigen Böschungen, Dämme, Gräben, Brücken und

sonstigen Anlagen ist ohne Erlaubnißkarte nur der Auf¬
sichtsbehörde und deren Organen, den in der Ausübung

ihres Dienstes befindlichen Forstschutz-, Zoll-, Steuer-,

Telegraphen-, Polizei-Beamten, den Beamten der Staats¬

anwaltschaften und den zur Recognoscirung dienstlich ent¬

sendeten Offizieren gestattet; dabei ist jedoch die Bewe¬

gung wie der Aufenthalt innerhalb der Fahr- und Rangir-

Geleife zu vermeiden.
Das Publikum darf die Bahn nur an den zu Ueber¬

fahrten und Uebergängen bestimmten Stellen überschreiten;

und zwar nnr so lange, als sich kein Zug nähert. Da¬

bei ist jeder unnöthige Verzug zu vermeiden.

Es ist untersagt, die Barrieren oder sonstigen Einfrie¬

digungen eigenmächtig zu öffnen, zu überschreiten oder

zu übersteigen oder etwas darauf zu legen oder zu hängen.

Z. 2. Das Hinüberfchaffen von Pflügen, Eggen uno
anderen Gerathen, sowie von Baumstämmen und anderen

schweren Gegenständen über die Bahn darf, sofern solche

nicht getragen werden, nur auf Wageu oder untergelegten

Schleifen erfolgen.

Z. 3. Für das Betreten der Bahn und der dazu ge¬

hörigen Anlagen durch Vieh bleibt Derjenige verant¬

wortlich, welchem die Aufsicht über dasselbe obliegt.

§. 4. Alle Beschädigungen der Bahn und der dazu

gehörigen Anlagen, mit Einschluß der Telegraphen, so¬

wie der Betriebsmittel nebst Zubehör, ingleichen das

Auflegen von Steinen, Holz nnd sonstigen Sachen auf

das Plannm, oder das Anbringen sonstiger Fahrhinder¬

nisse sind verboten, ebenso die Erregung falschen Allarms,

die Nachahmungen von Signalen, die Verstellung von

Ausweiche-Vorrichtungen und überhaupt die Vornahme

aller den Betrieb störenden Handlungen.

Z. 5. Die Bahnpolizei-Beamten sind befugt, einen

Jeden vorläufig festzunehmen, der auf der Übertretung

der in den HZ. 43—45 der Bahnordnung für deutsche

Bahnen untergeordneter Bedeutung, sowie der in dieser

Polizei-Verordnung enthaltenen Bestimmungen betroffen

oder unmittelbar nach der Übertretung verfolgt wird

und sich über seine Person nicht auszuweisen vermag.

Derselbe ist mit der Festnahme zu verschonen, wenn

er eine angemessene Sicherheit bestellt. Die Sicherheit

darf den Höchstbetrag der angedrohten Strafe nicht über¬

steigen.

Enthält die strafbare Handlung ein Verbrechen oder

Vergehen, so kann sich der Schuldige durch eine Sicher¬

heitsbestellung der vorläufigen Festnahme nicht entziehen.
Jeder Festgenommene ist ungesäumt au die nächste

Polizeibehörde oder an den Staats- oder Polizei-Anwalt

abzuliefern-

A. 6. Den Bahnpolizei-Beamten ist gestattet, die fest¬

genommenen Personen durch Mannschaften aus dem auf

der Eisenbahn befindlichen Arbeitspersonale in Bewachung

nehmen und an den Bestimmungsort abliefern zu lassen.

In diesem Falle hat der Bahnpolizei-Beamte eine mit

seiner Dienstqualität bezeichnete Festnehmungskarte mit¬

zugeben, welche vorläufig die Stelle der aufzunehmenden
Verhandlung vertritt, die in der Regel an demselben

Tage, an dem die Uebertretung konstatirt wurde, späte¬

stens aber am Vormittag des folgenden Tages an die

Polizeibehörde oder den Staats- oder Polizei-Anwalt
eingesendet werden muß.

H. 7. Sobald sich ein Zug nähert, müssen Fuhrwerke,

Reiter, Fußgänger, Treiber von Vieh und Lastthieren

bei den an den Wegeübergängen aufgestellten Warnungs¬

tafeln halten, resp, die Bahn räumen.

H. 8. Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Be¬

stimmungen werden mit einer Geldstrafe bis zu 30 M.

geahndet, sofern nicht nach den allgemeinen Strafbestim¬

mungen eine härtere Strafe verwirkt ist.

Düsseldorf, den 30. August 1880. I. III. L. 3626.

858. 802. Der für den Johann Kauertz zu Gustorf

unter dem 23. Februar cr. ausgefertigte Legitimations¬

und Gewerbeschein Nr. 6129 ist angeblich verloren

worden und wird dieser Schein deshalb für ungültig
erklärt.

Düsseldorf, den 31. August 1880. III. III. 10716.859. 803. Betreffend die Ermittelung der Vermögens-
verhältmfse verurtheilter Personen.

Um rechtzeitig die Unterlage für die Beurtheilung der

Frage zu gewinnen, ob die Kosten des Strafverfahrens
und der Strafvollstreckung zu berechnen oder außer Ansatz

zu lassen sind, bestimme ich, daß die Justizbehörde, welche

nach Nr. I der allgemeinen Verfügung von, 14. August

1879 (Just.-Minist.-Bl, S. 237) für die Strafvollstreckung

zuständig ist, die Vermögensverhältnisse der Angeklagten,

deren Unvermögen nicht etwa gerichtskundig ist oder

durch die Lage der Sache (z. B. bei Bettlern und Land¬

streichern) sich von selbst ergiebt, durch eine von der

Ortsbehörde einzuholende amtliche Auskunft ermitteln soll.

Nach dem Ergebnisse dieser Ermittelungen ist zu beur¬

theilen, ob das Unvermögen des Angeklagten zur Er¬

stattung der Verpflegungskosten während der Verbüßung

einer Freiheitsstrafe für festgestellt zu erachten ist oder nicht.

Im ersteren Falle ist bei, oder falls dies sich als un-



möglich erweist, thunlichst bald nach der Ablieferung des
Verurtheilten an eine dem Ressort des Herrn Ministers
des Innern unterstellteStraf-oder Gefangenanstalt eine
von der Strafvollstreckungsbehörde auszustellende Beschei¬
nigung über das Unvermögen desselbender Direktion
(dem Vorstande) der Anstalt zu übersenden (Armuths¬
attest).

Sind in einer Strafsache mehrere Personen verurtheilt,
so kann die Bescheinigung ihres Unvermögens in ein
Attest zusammengefaßt werden.

Bei der Vollstreckung von Haftstrafenbedarf es der
Ausstellung eines Armuthsattestes nicht, wenn in dem
Ersuchuugsschreibeubemerkt ist, daß der Verurtheilte
unvermögendist.

Berlin, den 5. März 1880.
Der Justizminister: Friedberg.

An sämmtliche Justizbehörden.
I 866 a. Kriminalkosten. 4. Vol. 4.
Vorstehende Verfügung bringen wir hierdurchzur

Kenntniß der Verwaltungsbehördenunseres Bezirkes.
Düsseldorf, den 1. September 1880. I. II. ö. 4514.

lt«0 806 Statut
des Schwellinger Deichverbandes im Kreise Mülheim

an der Ruhr.
Wir Wilhelm,

von Gottes Gnaden König von Preußen zc.
Nachdem die Besitzer der in den Bürgermeistereien

Dinslaken nnd Holten, Kreis Mülheim a. d. Ruhr,
Regieruugs-BezirkDüsseldorf, zwischen den Ortschaften
Schwellingen und Alfum belegenen Niederungsgrund¬
stücke zum Zwecke der Errichtung, Unterhaltung und
Beaufsichtigungvon Schntzwerkengegen Deterioration
dieser Niederung durch das aus dem s. g. Elperbach
kommende schädliche Wasser uud durch das aus dem Rhein
eintretendeSommer-Hochwasser zu eiuem Deichverbande
zusammengetretensind, ertheilen Wir auf Grund des
Gesetzes über das Deichwesenvom 28. Januar 1848
(G.-S. S. 54) nach Anhörung der Betheiligtennach¬
stehendem Deichstatute Unsere landesherrliche Geneh¬
migung :

§. 1. Die Eigenthümer der zwischen den Mündungen
der Emscher und des Elperbaches in den Rhein inner¬
halb der Katasterfluren Nr. 19, 20 und 21 der Gemeinde
Beek-Hambornund Flur 9, GemeindeWalsum belege¬
nen Grundstücke,soweit letztere bis auf 5,5 M. am
Ruhrorter Pegel der Ueberfchwemmnng durch Sommer-
Hochwasser ausgesetzt sind, werden zu einem Deichverbande
unter dem Namen „Schwellinger Deichverband" vereinigt.

Der Verband hat Korporationsrechteund seinen Sitz
am Wohnorte des Deichgräsen.

§. 2. Dem Deichverbande liegt die Errichtung,Unter¬
haltung und BeaufsichtigungfolgenderAnlagen ob:

1. Das linke Ufer des Elperbaches soll von dem Punkte,
wo derselbe sich von dem s. g. Bruchweg abwendet, an,
bis zur Mündung des qu. Baches in dem Rhein, mit
einem, von 5,5 M. am RuhrorterPegel an, dem Bach-
gesälle entsprechend ansteigenden, Sommerdeiche verwallt

werden.
2. Das untere Stück des, das Meliorationsterrain

durchfließenden s. g. Bruchgrabeus soll nach Maßgabe
der hierzu entworfenenProjektstückedirect in den Rhein
geführt und das Hochufer des Rheins an dieser Stelle
zur Abhaltung des Sommer-Hochwassers, sowie erforder¬
lichen Falls zur Einlassung von Winter-Schlick-Wasser mit
einer selbstthätigen Deichschleuse versehen werden.

3. Die weiter erforderliche Entwässerung des Verbands¬
gebiets durch den Bruchgraben wird der Verbandver¬
mittelst Anlage geeigneter Zweig-Gräben herbeiführen.

§. 3. Jeder Deichgenosse muß die Benutzung seiner
zum Verbändegehörigen Grundstückezum Zwecke der
Herstellungund Unterhaltung der Genossenschaftsanlagen
(Z. 2) unentgeltlichgestatten.

Bedarf es zur Herstellung und Unterhaltungdieser
Anlagen der Abtretungvon Grund und Boden, so hat
der betreffende Genosse denselben herzugeben und muß
ihm, soweit der Werth nicht durch das an den Damm-
dossirungen und Uferrändern wachsendeGras oder durch
andere besoudere Vortheile ersetzt werden sollte, vom
Deichverbandehierfür Entschädigung gewährt werden.

Der Betrag wird nach vorgängiger, unter Zuziehung
des Besitzers zu bewirkender Abschätzung vom Verbands¬
vorstande interimistisch festgesetzt und ausgezahlt.

Ueber die Höhe der Vergütigungist innerhalb vier
Wochen nach ersolgter Bekanntmachungdes festgesetzten
Betrages der Rechtsweg zulässig.

Wer auf diesen verzichten will, kann binnen gleicher
Frist Rekurs an die Regierung zu Düsseldorf einlegen.

Die Ausführungder Bauten wird durch die Ein¬
wendungen gegen die vorläufig festgesetzte Entschädigung
nicht aufgehalten.

Z. 4. Da das Verhältniß des mit den projektirten
Anlagen beabsichtigten Nutzens je nach Lage der Grund¬
stücke östlich und westlich vom Aldenrade-Schwellinger
Kommnnalwege ein verschiedenes ist, so sollen die aus¬
zubringenden Kosten auf die unterhalb und die oberhalb
dieses Weges liegenden Grundstückeim Verhältniß von
2/, und V? des Größen-Einheitssatzesrepartirt werden.

§. 5. Es soll ein Deichkataster angefertigtwerden,
in welches die Grundstücke nach Größe, Reinertrag und
nach der im H. 4 bezeichnetenUnterscheidung eingetragen
werden. Das Kataster ist von einem vereideten
Geometer auf Kosten des Deichverbandesanzufertigen
und einer durch ortsübliche Publikationen mit 14 tägiger
Frist zu berufenden Versammlung der sämmtlichenGenossen
vorzulegen. Einwendungen gegen das Kataster sind
innerhalb einer vierwöchentlichen Präklusivsrist nach der
Vorlegung desselben bei dem Landrathsamt zu Mülheim
a. d. Ruhr anzubringen und werden nach Zuziehung
der Beschwerdeführerund eines Vorstands-Mitgliedes
durch einen von der Regierung zn Düsseldorf zu ernen¬
nenden Sachverständigen örtlich geprüft. Gegen die von
der Regierung hierauf abzugebende Entscheidung findet
binnen einer vierwöchentlichenPräklusivsrist, von der
Eröffnungder Entscheidung angerechnet,die Berufung
an den Minister für Landwirthschaftstatt. Nach Ablauf



dieser Frist, bezw. nach Erledigungder eingegangenen
Beschwerden, gilt das Deichkataster als festgestellt.

Das Deichkataster kann von Zeit zu Zeit einer Revision
unterzogen werden, wobei das vorbezeichnete Verfahren
jedesmal von neuem stattfindet. Ueber die Nothwendig¬
keit einer Revision beschließt der Verbandsvorstand,gegen
dessen Beschlußdie Berufung an die Regierung und an
den Minister für Landwirthschaftzulässig ist.

Z. 6. Der Vorstand des Verbandes besteht aus einem
Deichgräfeu und zwei Heimräthen. Die erste Wahl
derselben findet unter dem Vorsitze des Landraths zu
Mülheim a. d. Ruhr statt.

Die Formen dieser Wahl und alle übrigen ans die
Verwaltung und Beaufsichtigungdes Schwellinger Deich¬
verbandes bezüglichen Angelegenheitenrichten sich nach
den Vorschriften des Deichschau-, Graben- und Schleusen-
Reglements in dem Herzogthum Cleve vom 24. Fe¬
bruar 1767.

H. 7. Unerhebliche Abänderungendes in der Abthei¬
lung für das Bauwesen im Ministerium der öffentlichen
Arbeiten am 7. Mai 1880 fuperrevidirteuProjeets oder
der für die Kosteurepartitionangenommenen Verhältniß¬
zahle» können, je nach den ini Laufe der Ausführung
sich herausstellendenErfordernissen, vom Borstande nnter
Genehmigungder Aufsichtsbehörde beschlossen werden.

Abänderungen dieses Statuts dürfen nur unter landes¬
herrlicher Genehmigungerfolgen.

Urkundlich unter Unserer HöchsteigenhändigenUnter¬
schrift und beigedrucktem Königlichen Jnsiegel.

Gegeben Bad Gastein, den 26. Juli 1880.
(I.. S.) gez.: Wilhelm.

ggez.: Lucius. Friedberg.
VorstehendesStatut des Gchwelliuger Deichverbandes

wird hiermit zur Kenntniß der Betheiligten gebracht.
Düsseldorf,den 28. August 1880. I. Hl. 3651.

Bekanntmachungen aus Grund des
Reichs-Gesehes vom 21. Oktober 187«.
8K1 807. Auf Grund der ZZ. 11 und 12 des Reichs¬
gesetzes gegen die gemeingefährlichen Bestrebungender
Sozialdemokratievom 21. Oktober 1878 wird die im
Selbstverlage des Verfassers F. Josef Dittrich zu Schan-
dau im Jahre 1872 erschienene und in der Buchdruckerei
von C. Richard Gärtner zu Dresden, große Brüdergasse
Nr. 11, gedruckte nichtperiodische Druckschrift: „Send¬
schreiben an die Egoisten. Mahnruf an die
deutschen Spieß-und Mastbürger", von der unter¬
zeichneten Landespolizeibehördeverboten.

Breslan, den 4. September 1880.
Königliche Regierung. Sack.

Verordnungen u Bekanntmachungen
anderer Behörden.

8K2. ki6. Bergpolizei-Berordnung,
betreffend die Schachtförderungund die Benutzung der
sogenannten schwebendenBühnen auf Bergwerken im
Bezirke des Königlichen Oberbergamts zu Dortmund.

Auf Grund der §Z. 196 und 197 des Allgemeinen

Berggesetzes vom 24. Juni 1865 verordnen wir für den
Umfang unseres Verwaltungsdistriktswas folgt:

H. 1. Jede auf Bergwerkenbetriebene Fördermaschine
mutz mit einer zuverlässigen Hemm- oder Bremsvor¬
richtung versehen sein, welche sowohl während des
Ganges der Förderung, als auch während ihres Still¬
standes in Wirksamkeitgesetzt werden kann und so ein¬
zurichten ist, daß der Maschinenwärterohne sich von der
Steuerung zu entfernen, dieselbe leicht und sicher in und
außer Wirksamkeit setzen kann.

Insbesondere muß jeder Kabel mit einer doppelten,
hinreichend starken Sperklinkenvorrichtungversehen sein.

Z. 2. Die Benutzungdes Seils zum Ein- oder Aus¬
fahren der Belegschaft ist nur nach ausdrücklicher
Genehmigung des Oberbergamtsund unter genauer
Beobachtungder von diesem für jeden einzelnenFall
erlassenen Spezial-Bergpolizei-Vervrdnunggestattet.

Anträge auf Genehmigung zur Seilfahrt sind beim
zuständigen Königlichen Berg-Revierbeamteneinzureichen.

Z. 3. Die Benutzung der sogenannten schwebenden
Bühnen darf nur nach vorheriger Genehmigungdes zn-
ständigenKöniglichen Berg-Revierbeamtenerfolgen.

tz, 4. Übertretungen dieser Bergpolizei-Verordnung
werden — insofern nicht nach den Bestimmungen des
Strafgesetzbuches eine höhere Strafe eintritt — nach
Maßgabe der HZ. 207 und 208 des Allgemeinen Berg¬
gesetzes vom 24. Juni 1865 mit Geldbuße bis zu 150
Mark bestraft.

Z. 5. Die Bergpolizei-Verordnungwegen Anbringung
geeigneter Bremsvorrichtungen an den Fördermaschinen
vom 18. April 1854 und die Bergpolizei-Verordnung,
die Befahrung der Schächte mittelst des Seils betreffend,
ä. ä. Dortmund den 9. Dezember1859, Düsseldorf den
16. Dezember1859, Arnsberg den 17. Dezember1859,
Minden den 29. Dezember1859, Münster den 12.
Januar 1860 — werden, letztere nach ersolgter Zu¬
stimmung der genannten Königlichen Regierungen —,
hierdurchaufgehoben.

Dortmund, den 25. August 1880.
Nr. 8276. ä. Königliches Oberbergamt.

Sicherheits Polizei.
863. 793. Es sind gestohlen:

I. Am 1. Juli cr. dem Fuhrknecht Christian Becker
aus Essen von seinem in der Steelerstraße Nr. 16 bele-
genen Hauses verschlossenen Schlafzimmer: eine Cylinder¬
uhr im Werthe von 27 M. Das Zifferblatt der Uhr
trägt das Bildniß unseres Kaisers und war gesprungen.
(I. 1380—801.)

2. In der Zeit vom 30. Juni bis 4. Juli cr. dem
Schlosser Hermann Elbert aus Essen aus seinem unver¬
schlossenen Wohnzimmer des Hauses Westend Nr. 58:
а,. ein goldener Siegelring mit hellbraunem Steine,
Werth 7,50 M., b. ein goldener Siegelring mit bräun¬
lichem Steine, Werth 5 M., e. ein goldener Siegelring
mit einem halbabgebrochenen Goldblättchen,Werth 6 M.,
б. ein goldenes Medaillonin Form eines kleinen Vor¬
hängeschlosses mit einer Schnur von braunen Glasperlen,



Werth 27 M., s. ein Paar goldene Ohrringe von läng¬
licher Form, Werth 10M. (I. 1381—801.)

Diejenigen, welche über die Thäterschaft und den Ver¬

bleib der gestohlenen Gegenstände Auskunft geben können,

Werden aufgefordert, davon mir oder der nächsten Polizei¬

behörde Anzeige zu machen.
Essen, den 27. August 1880.

Der Erste Staatsanwalt.864. 798. In der Nacht vom 14. zum 15. August er.
sind dem Agenten Friedrich Busche zu Ohligs mittels

Einsteigens folgende Gegenstände gestohlen worden:
Ein hellgrau-karrirtes Umschlagtuch,^ ein weißes Tisch¬

tuch, ein hellgrünes Kinderkleid nüt dunkelgrünem Besatz,

ein Handtuch gez. ?. R., ein Paar bocklederne Fraueu-

stiefelcheu, ein Paar Damenschuhe aus schwarzem Lasting,

ein Pfuud Vanille-Chokolade.

Ich ersuche Jeden, der über den Dieb oder den Ver¬

bleib der gestohleneu Gegenstände Auskunft zu geben

vermag, mir oder der nächsten Polizeibehörde hiervon

Mittheilung zu machen.

Elberfeld, den 29. August 1880.

Der Erste Staats-Auwalt. I. V.: Uhles.863. 799. Es sind gestohlen:
1. Dem Schneidermeister Kleine-Möllhoff von Borbeck

in der Nacht vom 7. zum 8. d. Mts., aus seinem Laden

mittels Einbruchs verschiedene Tuchreste im Werthe von

1S0 Mark; dieselben waren sämmtlich von dunkler und

grau-melirter Farbe. (I. —80 I.)

2. Dem Bergmann Theodor Overwien von Huttrop

am 26. August 1880 aus seinem verschlossenen Hause

aus einer in dessen Wohnstube stehenden unverschlossenen

Komode: 1. eine zweisträugige goldene Uhrkette mit

Medaillon uud Schlüssel, 2. einen Trauring, inwendig

gez. 1^. N., Z. einen goldenen Siegelring mit grünem

Stein, 4. einen silbernen Ring, 5. ein goldenes Kreuz,

1 Paar goldene Ohrringe, eine goldene Broche mit

schwarzen Steinen, 6. 3 M. baares Geld. (I. 1392—80.1.)

3. Dem Bergmann Gerhard Mölders aus Stoppeu-

berg: a. eine silberne Cylinderuhr mit Goldrand und

silberner viersträugiger Uhrkette; die Uhr trägt die Nr.

37124, d. ein Paar Mannszugstiefel. (I. 1408—80 1.)

Diejenigen, welche über die Thäterschaft oder den

Verbleib der gestohlenen Gegenstände Auskunft geben

können, werden aufgefordert, davou mir oder der nächsten

Polizei-Behörde Anzeige zu machen.

Essen, den 31. August 1880.
Der Erste Staatsanwalt.

866 804. In der Nacht vom 30. zum 31. August

d. I. sind aus dem evangelischen Pastorat zu Düssel

mittelst Einbruchs und Einsteigens gestohlen worden:

Drei silberne Kinderlöffel, gez. N. L. lZ. 6.;

sechs silberne Theelöffel, gez. 0. L. 6.; zehn silberne

Eßlöffel, meist gez. 0. L. 2.; ein silberner Suppenlöffel,

gez. 0. R. 6.; sechs große silberne Gabeln, vier kleine

silberne Gabeln, eine große graue Damastdecke, drei

andere Damasttischdecken, eine gez. O. 2.; zwei wollene

Tischdecken, eine schwarze Frauentnchjacke, zwei Damast¬

servietten, gez. 0. 6.; eine Anzahl Kinderstrümpfe (circa

em Dutzend), gez. XX, XX; ein Alfeuide-Korkzieher.

Auf die Entdeckung der Thäter ist eine Belohnung
von 25 Mark ausgefetzt worden.

Ich erfuche alle Diejenigen, welche über die Thäter

oder den Verbleib der gestohlenen Gegenstände Auskunft

ertheilen können, mir oder der nächsten Polizei-Behörde
ungesäumt davou Mittheilung zu machen.

Elberfeld, den 1. September 1880.

Der Erste Staatsanwalt. I. V.: Uhles.

867. 801. Anfangs August d. I. sind der Ehefrau

des Bandwirkers Friedrich August Höhle aus ihrer

Wohnung zu Barmen Sternstraße Nr. 5 folgende Gegen¬
stände gestohlen worden:

1. Zwei goldene Brochen, davon eine mit einer feinen,

mit 2 Glöckchen versehenen Kette; 2. ein Damen-Siegel¬

ring mit mattblauem Steinchen; 3. ein Trauring gez.
I/. ^orär»ö/sr 10. Juni 1872.

Um Ermittelung des Diebes und Auskunft über den

Verbleib der gestohlenen Sachen wird ersucht.
Elberfeld, den 1. September 1880.

Der Erste Staatsanwalt. I. V.: Uhles.868. 814. Am Nachmittage des 23. August d. Js.
ist dem Fabrikarbeiter Hermann Losermann zu Altenrade

aus dessen Wohnung eine silberne Cylinder-Uhr nebst

Kette gestohlen. Die Uhr ist mit Sekundenzeiger und

römischen Ziffern versehen und befindet sich ans der

inneren Kapsel der Name Joh. Kruse eingravirt.

Derjenige, welcher über die Thäterschaft oder den

Verbleib der Uhr Auskunft geben kauu, wird ersucht,

mir oder der nächsten Polizeibehörde hiervon Mittheilung
zu machen.

Duisburg, den 6. September 1880.

Der Erste Staatsanwalt: Weyer.869 819 369 Mark Belohnung.
Am 23. August ds. I. ist die Orgel in der evan¬

gelischen Kirche zu Ringelshäuschen (Ketzberg), Gemeinde

Graefrath, durch Zerschneiden der Bälge uud Zerstören

des Trittwerks ruchlos beschädigt worden.

Auf die Entdeckung des Thäters ist Seitens der

Königlichen Regierung zu Düsseldorf eine Belohnung
von 300 Mark ausgesetzt worden.

Ich ersuche alle Diejenigen, welche über den Thäter

Auskunft geben können, mir oder der nächsten Polizei-

Behörde ungesäumt davon Mittheilung zu machen.
Elberfeld, den 7. September 1880.

Der Erste Staatsanwalt. I. V.: Uhles.

Personal-Chronik.
879. 817. Regiernngs-Eollegium.

Seine Majestät der Kaiser und König haben Aller-

gnädigst geruht, den Regieruugs-Assessor l)r. Nnhnke

Hierselbst zum Regieruugs-Rath zu ernennen.
L. Kommunal-Verwaltung.

Des Königs Majestät haben der von der Stadtver¬

ordneten-Versammlung zu Wesel getroffenen Wahl gemäß
den Rentner Louis Müller daselbst als uubesoldeten

Beigeordneten der genannten Stadt für die gesetzliche

sechsjährige Amtsdauer zu bestätigen geruht.
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Der bisherige erste Beigeordnete Freiherr Friedrich
v. Wittenhorst — Sonsseld zu Hneth ist für eine fernere

6 jährige Amtsdauer zum ersten Beigeordneten der Bürger¬
meisterei Vrasselt ernannt worden.

0. Schnl-Verwaltung.

Der Landdechant Giersberg zu Bedburdyck ist zum

Lokalschulinspektor der katholischen Volksschule zu Gierath

an Stelle des verstorbenen Pfarrers Kolvenbach ernannt
Worden.

Angestellt im Monat August 1880 folgende Lehrer

und Lehrerinnen,

a. provisorisch:

1. Beckmann, Maria, an der kath. Volkssch. in Bracht.

2. Brühn, Ludwig, an einer Volkssch. in Wermelskircheu.

3. Gillhausen, Maria, an der Parität, städt. höhern
Mädchensch. in M.-Gladbach. 4. Gödderz, Franz, an

der kath. Volkssch. in Alstaden. 5. Heck, Christian, an

einer kath. Volkssch. in Untermeiderich. 6. Hindrichs,

Emil, an der 2. ev. Heckinghauser Volkssch. iu Barmeu.
7. Langen, Hubert, an der kath. Volkssch. in Schlebnsch.

8. Palm, Carl, an der kath. Volkssch. in Styrnm. 9.

Schmitz, Theodor, an der kath. Volkssch. in Dümpten.

10. Schumacher, Maria, an einer Volkssch. in Mülheim

a. d. Ruhr. 11. Tebarth, Wilhelmine, an der kath.

Volkssch. in Rheinberg. 12. Willmen, Wilhelmine, an

der kath. Volkssch. in Hilden.

d. definitiv:

1. Arens, Friedrich, an der kath. Volkssch. in Essen.

2. Arens, Friedrich, an der kath. St. Gertrudisschule in

Essen. 3. Becker, Josef, an der kath. Volkssch. in Gie¬
rath. 4 Berlett, Julius, an der ev. Volkssch. in Her¬

scheid. 5. Bertling, an der höhern Knabenschule in

Grevenbroich. 6. Brinkmann, Joh., an der kathol.

Volkssch. in Cleve. 7. Buttenbruch, Maria, an der

kath. Volkssch. in Laar. 8. Decker, Johann, an der

kath. Volkssch. in Rheindorf. 9. Degenhardt, Elise, au

der kath. St. Johaunesschule in Essen. 10. Deutsch,

Josef, au der kath. Volkssch. in Traar. 11. Drolshagen,

Maria, an der kath. Volkssch. in Altenessen. 12. Gooßes,
Gerhard, an der ev. Volkssch. in Herrath. 13. Grone-

meyer, Ewald, an der ev. Volkssch. in Ronsdors. 14.
Helpeusteiu, Hermann, an der kath. Volkssch. iu Weck-

hoven. 15. Hermes, Hermann, an einer städt. höhern
Töchterschule in Essen. 16. Hofrichter, Robert, an der

kath. Volkssch. in Geldern. 17. Hölker, Carl, an der

kath. Volkssch. in Geldern. 18. Hüsgen, Clemens, an

der kath. Volkssch. in Ruhrort. 19. Klüting, Carl, an

einer ev. Volkssch. in Essen. 20. Küppers, Mathias,

an der kath. Volkssch. in Willich. 21. Leuchtges, Heinrich,
an der kath. Volkssch. iu Mühlfeld. 22. Moos, Emil,

au der ev. Volkssch. in Dhünn. 23. Ossenbach, Josef,

an der kath. Volkssch. iu Dormagen. 24. Post, Richard,

an der Rektoratschule in Ronsdors. 25. Rogowski,

Gottfried, an der ev. Volkssch. in Obrighoven. 26.

Ruelen, Peter, au einer Volkssch. in Neuß. 27. Schmidt,
Rndolph, an der kath. Volkssch. in Elberseld. 28.
Schreiber, Rudolf, an der kath. Volkssch. in Gruiten.

29. Schrepper, August, an der ev. Volkssch. in Essen.

30. Steinmetz, Robert, an der Oberdörner kath. Volkssch.
in Essen. 31. Trarbach, Heinrich Peter, an der ev.

Friedrich-Wilhelms-Schule in Elberseld. 32. Wisch,

Emilie, an der res. Amtsschule in Barmen. 33. Wistorf,
Hugo, an einer kath. Volkssch. in Crefeld.

87t. 808. Personalveränderungen

im Bezirke der Kaiserl. Ober-Postdirektion in Düsseldorf.

Angestellt: der Postassistent Sültensuß in Oberhausen,
Regbz. Düsseldorf, als PostVerwalter.

Versetzt: der Ober-Telegraphensekretär von Döbbeler

von Frankfurt a. M. nach Duisburg; der Postsekretär

Meuskens von Crefeld nach Coblenz, uud der Telegraphen¬

sekretär Ehrhardt von Düsseldorf nach Berlin.

872 818. Zusammenstellung
Nr. der der in den öffentlichen Anzeigern Nr. 99, 100 und 101 zur Besetzung angezeigten, Meldung

Bekannt»!. gegenwärtig vakanten Dienststellen. bis zum

3178 Hauptlehrer an der katholischen Volksschule in Lobberich, Kreis Kempen. Einkommen: 1500 M.

und Wohnungsgeld von 150 Mark. 15/9

3179 Lehrerin an der katholischen Volksschule in Orsoy, Kreis Mörs. Einkommen: 900 M., Mieths¬

entschädigung 120 M., Heizungskosten :c. 84 M. und 45 M. für persönlichen Brennbedarf. 20/9

3180 Klassenlehrer an der katholischen Volksschule in Walbeck, Kreis Geldern. Einkommen: 1050 M.

und Miethsentschädigung von 75 M. sofort

3233 Lehrer an der ev. Volksschule in Frillendorf bei Essen. Einkommen: 1350 M., steigend von 5

zu 5 Jahren um 50 M., sowie freie Wohnung. 27/9
3234 Hauptlehrer an der ev. Volksschule in Remlingrade, Kreis Lennep. Einkommen: 1350 M.,

freie Wohnung, Garten und Baumhof:c. 25/9

3181 Polizeisergant in Wülsrath, Kreis Mettmann. Einkommen: 1050 Mark. 1/10

Redig,rt im Büreau der Königlichen Regierung. — Gedruckt bei L. Voß 6- Co., Königlichen Hofbuchdruckern in Düsseldorf.
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